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Sturzprävention im Hochbau: Übersicht über die rechtlich relevanten Vorgaben für die sturzrelevanten Bauteile 
Kanton FR 

Thema Gesetze und Rechtsverordnungen (Stand 1.1.2023) Vom Gesetzgeber genannte Normen Rechtliche Relevanz weiterer Vollzugshilfen 

                                                                                   Link zur offiziellen Gesetzgebungswebsite des Kantons:  
                                                                                   https://bdlf.fr.ch/app/fr/systematic/texts_of_law  

Für alle Hochbauten Relevantes 

Allgemeine Sicherheitsvorschrift ge-
mäss Baupolizeirecht (für alle Bau-
teile) 

• Art. 128 Abs. 1 Kantonales Raumplanungs- 
und Baugesetz (RPBG, SGF 710.1): Bauten und 
Anlagen müssen entsprechend ihrem Zweck so er-
stellt werden, dass weder Personen noch Tiere oder 
Sachen gefährdet werden.  

• Art. 128 Abs. 2 RPBG: Bauten und Anlagen müssen 
dauernd den Anforderungen genügen, die an die Si-
cherheit und den Schutz der Gesundheit gestellt 
werden.  

• Art. 52 Abs. 1 Kantonales Ausführungsregle-
ment zum RPBG (RPBR, SGF 710.11): Die bau-
bewilligungspflichtigen Vorhaben werden in bauli-
cher Hinsicht durch das vorliegende Reglement ge-
regelt.  
Art. 52 Abs. 2 RPBR: Im Übrigen wird auf die techni-
schen Normen der folgenden Fachorganisationen 
verwiesen: a) Schweizerischer Ingenieur- und Archi-
tektenverein (SIA); b) Schweizerische Normen-Verei-
nigung (SNV); c) Verband Schweizer Abwasser- und 
Gewässerschutzfachleute (VSA); d) Vereinigung 
Schweizerischer Strassenfachleute (VSS).  

Damit wird generell das Schutzziel «sichere Baute» 
postuliert. 

Technische Normen der genannten Fachorga-
nisationen müssen wegen der benutzten Ge-
setzgebungstechnik (Verweisung) beachtet 
werden. 

Für Norm-Lücken bzw. beim Fehlen von Nor-
men können weitere Vollzugshilfen (z.B. Emp-
fehlungen von Fachorganisationen) relevant 
werden. 

Geländer und Brüstungen insbeson-
dere gemäss Baupolizeirecht 

• Art. 67 Abs. 2 RPBR: Öffnungen, die ins Leere füh-
ren, wie Fenstertüren, Balkone, Treppen, Terrassen, 
müssen mit einem Geländer gemäss den geltenden 
technischen Vorschriften versehen sein.  

• Art. 52 Abs. 2 RPBR: Im Übrigen wird auf die techni-
schen Normen der folgenden Fachorganisationen 
verwiesen: a) Schweizerischer Ingenieur- und Archi-
tektenverein (SIA); b) Schweizerische Normen-Verei-
nigung (SNV); c) Verband Schweizer Abwasser- und 
Gewässerschutzfachleute (VSA); d) Vereinigung 
Schweizerischer Strassenfachleute (VSS). 

Generell geltende technische Vorschriften (zZt 
SIA 358, Ausgabe 2010) 

Für Norm-Lücken können weitere Vollzugshilfen 
(z.B. Empfehlungen von Fachorganisationen) 
relevant werden. 

https://bdlf.fr.ch/app/fr/systematic/texts_of_law
https://bdlf.fr.ch/app/de/texts_of_law/710.1
https://bdlf.fr.ch/app/de/texts_of_law/710.1
https://bdlf.fr.ch/app/de/texts_of_law/710.11
https://bdlf.fr.ch/app/de/texts_of_law/710.11
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Treppen insbesondere gemäss Baupo-
lizeirecht 

• 67 Abs. 1 RPBR: Die Treppen müssen nach den gel-
tenden technischen Vorschriften beschaffen sein.  

Art. 67 Abs. 2 RPBR: Öffnungen, die ins Leere füh-
ren, wie Fenstertüren, Balkone, Treppen, Terrassen, 
müssen mit einem Geländer gemäss den geltenden 
technischen Vorschriften versehen sein 

Generell geltende technische Vorschriften (zZt 
SIA 358, Ausgabe 2010) 

Für Norm-Lücken können weitere Vollzugshilfen 
(z.B. Empfehlungen von Fachorganisationen) 
relevant werden. 

Beleuchtung insbesondere gemäss 
Gesundheitspolizeirecht 

• Art. 71 Abs. 1 RPBR: In den Wohnhäusern müssen 
die Wohnzimmer und Zimmer genügend besonnt 
sein.  

• Art. 71 Abs. 2 RPBR: In Wohnräumen darf die Be-
lichtungsfläche der Fenster nicht kleiner als 1/10 
der Zimmerfläche sein und muss mindestens 1,00 
m² betragen.  

• Art. 71 Abs. 3 RPBR: Ist es aufgrund der architekto-
nischen Eigenart oder des Zustands erforderlich, so 
können Ausnahmen von Absatz 1 und 2 gestattet 
werden. 

keine Weitere Vollzugshilfen (z.B. Empfehlungen von 
Fachorganisationen) können für die Konkreti-
sierung unbestimmter Rechtsbegriffe relevant 
werden. 

Zusätzlich Relevantes für Hochbauten, die hindernisfrei sein müssen 

Hindernisfreiheit generell (für alle Bau-
teile) 

Bundesrecht: 

• Bundesgesetz über die Beseitigung von Benachteili-

gungen von Menschen mit Behinderungen (Behin-

dertengleichstellungsgesetz, BehiG)  

• Verordnung des Bundes über die Beseitigung von 

Benachteiligungen von Menschen mit Behinderun-

gen (Behindertengleichstellungsverordnung, BehiV) 

Kantonales Recht:  
• Art. 129 Abs. 1 RPBG: Wird ein Gebäude, das zu ei-

ner der folgenden Kategorien gehört, errichtet oder 
erneuert, so muss nachgewiesen werden, dass 
Menschen mit Behinderung ohne Schwierigkeiten 
Zugang zu den Bauwerken und den darin erbrachten 
Leistungen haben:  

a) öffentlich zugängliche Bauten oder Anlagen;  

b) Wohngebäude mit 8 oder mehr Wohneinheiten;  

Anwendbare technische Normen für ein behin-
dertengerechtes Bauen (zZt SIA 500: 2009)  
• Beleuchtung: SIA 500 (Kapitel 4 Orientie-

rung und Beleuchtung)  

• Bodenbeläge: SIA 500 (Anhang B.1 Eignung 
von Bodenbelägen, Begehbarkeit und Gleit-
sicherheit)  

• Treppen: SIA 500 (Kapitel 3.6.3. Erkennbar-
keit und Markierung, 3.6.4. Handläufe)  

• Geländer / Brüstungen: SIA 500 (Kapitel 
3.4.5. Abschrankungen)  

• Sanitärräume: SIA 500 (Kapitel 10.2. Toilet-
ten, Bäder, Duschen) 

Weitere Vollzugshilfen (z.B. Empfehlungen von 
Fachorganisationen) können für Norm-Lücken 
relevant werden. 

https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20002658/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20002658/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20002658/index.html
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2003/668/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2003/668/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2003/668/de
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 c) Wohngebäude mit 6 oder mehr Wohneinheiten 
und mindestens 3 Wohnstockwerken;  

d) Gebäude, die bedeutenden Arbeitszwecken die-
nen.  

• Art. 129 Abs. 2 RPBG: Wohnungen in Wohngebäu-

den mit 8 oder mehr Wohneinheiten sowie Wohnun-

gen in Wohngebäuden mit 6 oder mehr Wohneinhei-

ten und mindestens 3 Wohnstockwerken müssen 

den Grundsätzen des hindernisfreien und anpass-

baren Wohnbaus entsprechen.  

• Art. 74 RPBR: Werke, für die Artikel 129 RPBG gilt, 
müssen entsprechend den anwendbaren techni-
schen Normen für ein behindertengerechtes Bauen 
konzipiert werden 

  

Zusätzlich Relevantes für bestimmte Nutzungsarten von Hochbauten 

Mit Mitteln der Wohnraumförderung 
erstellte altersgerechte Bauten 

Insbesondere Art. 5 lit. c Eidgenössisches Wohn-
raumförderungsgesetz (WFG, SR 842): Bei der Förde-
rung ist darauf zu achten, dass der Wohnraum und die 
unmittelbare Umgebung den Bedürfnissen von Fami-
lien, Kindern und Jugendlichen, älteren Menschen und 
Menschen mit Behinderungen entsprechen. 

Der Gesetzgeber selbst nennt keine Norm ex-
plizit. Das BWO-Merkblatt «Gestaltung von al-
ters-gerechten Wohnbauten vom Juli 2013» je-
doch nimmt generell Bezug auf die Norm SIA 
500 (Kap. 9 und 10) sowie für den Bauteil Be-
leuchtung auf die SN/EN 12464-1. 

Weitere Vollzughilfen (z.B. das Merkblatt BWO 
Gestaltung von altersgerechten Wohnbauten 
vom Juli 2013 oder die im BWO-Merkblatt ex-
plizit genannten Fachdokumentationen) kön-
nen für Norm-Lücken relevant werden. 

Alters- und Pflegeinstitutionen • Art. 99 und 100 kantonales Gesundheitsgesetzes 
(GesG, SGF 821.0.1): Einrichtungen für betagte Per-
sonen bedürfen einer Betriebsbewilligung. Diese 
wird erteilt, wenn die Institution entsprechend ihrem 
Auftrag unter anderem über die erforderlichen 
Räumlichkeiten und die nötige Ausrüstung verfügt, 
den hygienischen Anforderungen genügt, die Sicher-
heit der Patientinnen und Patienten gewährleistet. 

• Art. 16 bis 18 kantonale Verordnung über die 
Pflegeleistungserbringer (PLV, SGF 821.0.12) 
regelt die Details des Betriebsbewilligungsverfah-
rens. Verlangt werden unter anderem Gebäudepläne 
mit einer Beschreibung der Räumlichkeiten. 

 

keine Weitere Vollzugshilfen können für die Konkreti-
sierung unbestimmter Rechtsbegriffe relevant 
werden. Von Seiten Behörde existiert insbeson-
dere folgendes Dokument: 

• Kantonales Referenzdokument des Kan-
tonsarztamtes FR vom März 2022 für die 
Evaluation von Einrichtungen, die stationäre 
sozialmedizinische Leistungen für Betagte 
anbieten, im Rahmen der Erneuerung der 
Betriebsbewilligung 

 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2003/423/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2003/423/de
https://www.bwo.admin.ch/dam/bwo/de/dokumente/05_Wohnraumfoerderung/51_WFG/informationsblatt/gestaltung_von_altersgerechtenwohnbauten.pdf.download.pdf/gestaltung_von_altersgerechtenwohnbauten.pdf
https://www.bwo.admin.ch/dam/bwo/de/dokumente/05_Wohnraumfoerderung/51_WFG/informationsblatt/gestaltung_von_altersgerechtenwohnbauten.pdf.download.pdf/gestaltung_von_altersgerechtenwohnbauten.pdf
https://www.bwo.admin.ch/dam/bwo/de/dokumente/05_Wohnraumfoerderung/51_WFG/informationsblatt/gestaltung_von_altersgerechtenwohnbauten.pdf.download.pdf/gestaltung_von_altersgerechtenwohnbauten.pdf
https://bdlf.fr.ch/app/de/texts_of_law/821.0.1
https://bdlf.fr.ch/app/de/texts_of_law/821.0.1
https://bdlf.fr.ch/app/de/texts_of_law/821.0.12
https://bdlf.fr.ch/app/de/texts_of_law/821.0.12
https://www.bfu.ch/media/cpnffh0u/fr.pdf
https://www.bfu.ch/media/cpnffh0u/fr.pdf
https://www.bfu.ch/media/cpnffh0u/fr.pdf
https://www.bfu.ch/media/cpnffh0u/fr.pdf
https://www.bfu.ch/media/cpnffh0u/fr.pdf
https://www.bfu.ch/media/cpnffh0u/fr.pdf
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Kindertagesstätten Bundesrecht: 

• Art. 15 Abs. 1 lit. d Eidgenössische Pflegekinderver-

ordnung (PAVO; SR 211.222.338): Die (Betriebs-) 

Bewilligung darf nur erteilt werden, wenn die Einrich-

tungen den anerkannten Anforderungen der Wohn-

hygiene und des Brandschutzes entsprechen. 

Kantonales Recht: 

• Artikel 12 des kantonalen Einführungsgeset-
zes zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch (EGZGB; 
SGF 210.1) regelt generell die Pflegekinderaufsicht. 

• Art. 9 kantonale Verordnung über die Pflegekin-
deraufsicht (SGF 212.3.85):  

• Abs.1: Institutionelle Einrichtungen, die Kinder 
tagsüber aufnehmen, (Kindertagesstätten, Horte, 
ausserschulische Betreuungseinrichtungen, 
Spielgruppen und andere Angebote zur Frühför-
derung) brauchen eine Bewilligung und unterste-
hen der Aufsicht des Amts, gemäss den Voraus-
setzungen und den Modalitäten der Artikel 13–
20 PAVO und des Gesetzes über die familiener-
gänzenden Tagesbetreuungseinrichtungen. 

• Abs. 2: Das Amt ist auch zuständig für den Entzug 
der Aufnahmebewilligung, wenn die Betreuungs-
einrichtung die gesetzlichen Bestimmungen nicht 
beachtet. 

• Art. 7 kantonales Gesetz über die familienergänzen-
den Tagesbetreuungseinrichtungen (FBG, SGF 
835.1): Der Staat erteilt die Betreuungsbewilligung 
und übt die Aufsicht aus. Die für die familienergän-
zende Betreuung zuständige Direktion (die Direktion) 
erlässt Richtlinien und Empfehlungen mit dem Ziel, 
die Betreuungsqualität zu gewährleisten. 

 

 

 

keine Weitere Vollzugshilfen können für die Konkreti-
sierung unbestimmter Rechtsbegriffe relevant 
werden. Von Seiten Behörde existiert insbeson-
dere folgende Richtlinie: 

• Richtlinien für die vorschulischen Betreu-
ungseinrichtungen vom 1.5.2017; heraus-
gegeben von der Direktion für Gesundheit 
und Soziales GSD FR 

 

    

https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19770243/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19770243/index.html
https://bdlf.fr.ch/app/de/texts_of_law/210.1
https://bdlf.fr.ch/app/de/texts_of_law/210.1
https://bdlf.fr.ch/app/de/texts_of_law/212.3.85
https://bdlf.fr.ch/app/de/texts_of_law/212.3.85
https://bdlf.fr.ch/app/de/texts_of_law/835.1
https://bdlf.fr.ch/app/de/texts_of_law/835.1
https://www.bfu.ch/media/uxijwxfl/fr.pdf
https://www.bfu.ch/media/uxijwxfl/fr.pdf
https://www.bfu.ch/media/uxijwxfl/fr.pdf
https://www.bfu.ch/media/uxijwxfl/fr.pdf
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Volksschulen (inkl. Kindergärten) • Art. 41 Abs. 3, 70 und 75 Kantonales Gesetz 
über die obligatorische Schule (Schulge-
setz, SchG; SGF 411.0.1):  

• Art. 41 Abs. 3 SchG: Die Gemeinden stellen 
ebenfalls sicher, dass die Schulräume und Schul-
anlagen instandgehalten werden, für die Schüle-
rinnen und Schüler angemessen sind und den 
geltenden Sicherheits- und, Hygienevorschriften 
sowie ergonomischen Anforderungen entspre-
chen. 

• Art. 70 und 75 SchG: Die Gewährung von Beiträ-
gen an die Schulbauten (Primar- und Orientie-
rungsschule) wird in der Spezialgesetzgebung 
geregelt. 

• Art. 15 Kantonales Gesetz über Beiträge an 
Schulbauten für den Kindergarten, die Pri-
marschule und die Orientierungsschule (SGF 
414.4): Das Raumprogramm wird der (kantonalen) 
Direktion auf Antrag der Kommission (für Schulbau-
ten) zur Genehmigung vorgelegt. 

• Art. 24 Kantonales Reglement über Beiträge 

an Schulbauten für den Kindergarten, die 

Primarschule und die Orientierungsschule 

(SGF 414.41):  

• Abs. 1: Die Bauherrschaft muss die Schulräume 
mit Rücksicht auf die Entwicklung der Schülerbe-
stände, die Unterrichtsorganisation, die geografi-
sche Lage und eine sinnvolle Raumaufteilung in 
den Gebäuden planen. 

• Abs. 2: Die Schulzimmer müssen insbesondere in 
den Kindergärten und Primarschulen so geplant 
werden, dass sie sich für verschiedene Unter-
richtsformen und verschiedene individuelle und 
Gruppentätigkeiten eignen. 

keine  Weitere Vollzugshilfen (z.B. Empfehlungen von 
Fachorganisationen) können für die Konkreti-
sierung unbestimmter Rechtsbegriffe relevant 
werden. 

https://bdlf.fr.ch/app/de/texts_of_law/411.0.1
https://bdlf.fr.ch/app/de/texts_of_law/411.0.1
https://bdlf.fr.ch/app/de/texts_of_law/411.0.1
https://bdlf.fr.ch/app/de/texts_of_law/414.4
https://bdlf.fr.ch/app/de/texts_of_law/414.4
https://bdlf.fr.ch/app/de/texts_of_law/414.4
https://bdlf.fr.ch/app/de/texts_of_law/414.41
https://bdlf.fr.ch/app/de/texts_of_law/414.41
https://bdlf.fr.ch/app/de/texts_of_law/414.41
https://bdlf.fr.ch/app/de/texts_of_law/414.41
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Hochbauten mit Arbeitsplätzen Verordnung 3 zum Eidgenössischen Arbeitsgesetz (SR 
822.113): 

• Art. 14 Bodenbeläge 

• Art. 15 Beleuchtung 

Verordnung 4 zum Eidgenössischen Arbeitsgesetz (SR 
822.114) 

• Art. 9 Treppen 

• Art. 12 Geländer und Brüstungen 

 

keine Weitere Vollzugshilfen existieren insbesondere 

vom SECO. Die Wegleitung des SECO zu den 
genannten Verordnungen zum Arbeitsgesetz 
kann für die Konkretisierung unbestimmter 
Rechtsbegriffe relevant werden. 
 

    

    

Detailliertere Erläuterungen dazu entnehmen Sie bitte der BFU-Fachdokumentation 2.034 «Rechtliches zur Sturzprävention im Hochbau» (bfu.ch > Bestellen & 

herunterladen > 2.034). 

 

https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19930254/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19930255/index.html
https://www.seco.admin.ch/seco/de/home/Publikationen_Dienstleistungen/Publikationen_und_Formulare/Arbeit/Arbeitsbedingungen/Wegleitungen_zum_Arbeitsgesetz/wegleitung-zu-den-verordnungen-3-und-4-zum-arbeitsgesetz.html
https://www.seco.admin.ch/seco/de/home/Publikationen_Dienstleistungen/Publikationen_und_Formulare/Arbeit/Arbeitsbedingungen/Wegleitungen_zum_Arbeitsgesetz/wegleitung-zu-den-verordnungen-3-und-4-zum-arbeitsgesetz.html

